
Seite 1 von 7

Bad Homburg, 16.04.2026

Stellungnahme des BUND Ortsverbandes Bad Homburg zum Entwurf des Be-
bauungsplans Nr. 113 „Gewerbegebiet Massenheimer Weg“

1. Planungsalternativen:  

In der Begründung zum B-Plan wird die Auswahl des Vorhabenstandortes als weitgehend alternativ-
los dargestellt. Es wird geschildert, dass die Planung für diesen Standort bereits auf das Jahr 2001 
zurückgeht. Auch eine Befragung von Handwerksbetrieben über den zu erwartenden Gewerbeflä-
chenbedarf ist im Jahr 2001 erfolgt und wurde der Planung zugrunde gelegt. 

Somit gründet die heutige Planung u.a. auf einer 25 Jahre alten Umfrage. Wie sich die aktuelle Situa-
tion darstellt, wird nicht dargelegt. Offenbar hat im aktuellen Zeitraum keine Bedarfsanalyse bei klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) stattgefunden. Dies gilt ebenso für den angesprochenen 
Faktor Bodenpreise. Rein spekulativ wird formuliert, dass die Bodenpreise in Ober-Eschbach gerade 
noch akzeptabel für KMU seien, dies jedoch in anderen Lagen der Stadt nicht mehr der Fall sei. Bele-
ge für diese Position werden nicht geliefert.

Im Zusammenhang mit dem zwischenzeitlich aufgegebenen B-Plan “Gewerbegebiet südlich Zeppelin-
straße” wurde die Frage nach der Bevorzugung der Innenentwicklung als Priorität gegenüber der 
Außenentwicklung gerade bei Gewerbegebieten diskutiert, was zur Erstellung der Studie “Nachver-
dichtungspotenziale im Gewerbegebiet Mitte“  1des Fachplanungsbüros Stadt Raum Konzept ge-
führt hat, die im August 2024 vorgelegt wurde.

Die grundstücksbezogenen Potenziale, so das Ergebnis dieser Studie, umfassen zusammengenom-
men rund 10,3 ha der Gesamtfläche des Gewerbestandorts. Sechs dieser mindergenutzten Flächen 
seien dabei näher betrachtet worden, insbesondere mit Blick auf deren mögliches Bebauungspoten-
zial, das zusammengenommen u. a. über 50.000 m2 /5 ha Produktionsflächen beinhaltet. Es wurden 
weiterhin 8 ha Kfz-Stellplätze identifiziert, die zwar genutzt werden, jedoch nicht in dem Sinne, als 
dass hier eine wirkliche Wertschöpfung stattfände. Weiterhin wurde Büroleerstand von über 36.000 
m2 /3,6 ha festgestellt. 

Also stehen dort weit mehr Flächen zur Innenverdichtung zur Verfügung als am Massenheimer 
Weg an Gewerbeflächen bereitgestellt werden soll.

Diese im Kontext des B-Plans 113 äußerst wichtige Studie wird in der Begründung des B-Plans nur an 
einer Stelle als Quelle für Abbildung 6 erwähnt. Sie ist dort weder im Verzeichnis der berücksichtigten 
Gutachten und Fachplanungen noch im Verzeichnis sonstiger Fachgrundlagen enthalten. Inhaltlich 
wird diese Studie ignoriert.

1 https://www.bad-homburg.de/de/stadt/aktuelles/verwaltung-legt-studie-zur-nachverdichtung-im-
gewerbegebiet-mitte-vor-ov8eyn98kn
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Sie hätte im Rahmen der Erstellung des B-Plan für die Findung von Alternativen genutzt werden müs-
sen. Dies ist nicht erfolgt.

Lediglich der Satz „In hochwertigen, gut erschlossenen innenstädtischen Gewerbelagen wie dem 
Gewerbegebiet Mitte bestehen zwar einige Flächenpotenziale oder können durch geeignete Strategi-
en mittel- bis langfristig aktiviert werden“ deutet auf diese weitgehend ungenutzte Möglichkeit hin.

Alle sonstigen Ausführungen zu diesem Thema werden auf Seite 16 der Begründung zum B-Plan un-
ter der Überschrift „Dreifache Verdrängung“ mit keinerlei Nachweisen untermauert. Im Übrigen ist 
zu den dortigen Ausführungen zu sagen, dass die genannten planerischen Aspekte ausschließlich in 
der Hand der Stadt Bad Homburg selbst liegen. Diesbezüglich kann und muss städteplanerisch gestal-
tet werden, anstatt den Verlust von Gewerbeflächen an dieser Stelle zu beklagen. Dies ist ein konti-
nuierlicher Prozess der Stadtplanung, in den nun auch die Erkenntnisse aus der Studie “Nachverdich-
tungspotenziale im Gewerbegebiet Mitte“ des Fachplanungsbüros Stadt Raum Konzept zu berück-
sichtigen und umzusetzen sein werden.

Daher wird der B-Plan aufgrund der mangelhaften Darstellung von Alternativstandorten vom 
BUND Ortsverband Bad Homburg abgelehnt.

2. Flächeninanspruchnahme:  

Im Fachbeitrag “Schutzgut Boden Bebauungsplan Nr. 113 „Gewerbegebiet Massenheimer Weg“ 
Stadt Bad Homburg v. d. Höhe” des Ingenieurbüros Schnittstelle Boden GmbH vom 17.10.2025 (Anla-
ge 2.10 Schutzgut Boden Fortschreibung) werden die voraussichtlichen Auswirkungen eines B-Plans 
beschrieben und bewertet. Grundlage hierfür ist das Baugesetzbuch2, das Bundes-Bodenschutzge-
setz3, die hessischen Kompensationsverordnung4 sowie Leitfäden und Arbeitshilfen. 

Innerhalb des Geltungsbereichs des B-Plans erfolgt insgesamt eine Flächeninanspruchnahme von 
9,42 ha, wovon 8,16 ha Fläche bodenfunktional bewertet sind und derzeit landwirtschaftlich genutzt 
werden, bzw. von Streuobstwiesen sowie sonstigen Grünflächen bewachsen sind, welche die Boden-
funktionen in vollem Umfang erfüllen. Die übrigen 0,74 ha der bodenfunktional bewerteten Fläche 
werden durch gärtnerische Anlagen, Straßenbegleitgrünflächen sowie unbefestigte bewachsene 
Wege in Anspruch genommen. Zu den 1,26 ha ohne bodenfunktionale Bewertung zählen die bereits 
versiegelten Flächen innerhalb des Geltungsbereichs.

Die Ermittlung der bodenfunktionsbezogenen Kompensation durch das Ingenieurbüros Schnittstelle 
Boden GmbH erfolgt im Fachbeitrag nach der „Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs 
für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz“ 5 sowie mit Hilfe eines  Berechnungstools6, 
welches 2024 per Erlass durch das Hessische Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, 
Forsten, Jagd und Heimat eingeführt wurde.

Der Kompensationsbedarf wird anhand von Bodenwerteinheiten (BWE) berechnet.

2 https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/
3 https://www.gesetze-im-internet.de/bbodschg/
4 https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-KompVHE2018rahmen
5 https://www.hlnug.de/themen/boden/vorsorge/bodenschutz-in-der-planung/kompensation-schutzgut-boden
6 https://www.hlnug.de/themen/boden/vorsorge/bodenschutz-in-der-planung/kompensation-schutzgut-boden
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Der Fachbeitrag kommt zu dem Ergebnis, dass nach Berücksichtigung der vorgesehenen Minderungs-
maßnahmen ein Ausgleichsbedarf für das Schutzgut Boden von 65,06 BWE verbleibt. Dieser muss 
durch geeignete bodenfunktionsbezogene Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden. Durch die 
bereits umgesetzten Ausgleichsmaßnahmen kann insgesamt ein Wertstufengewinn von 2,1 BWE 
erzielt werden (s. Seite 43 des Fachbeitrages). 

Nach Berücksichtigung der umgesetzten Ausgleichsmaßnahmen, die einen Bezug zum Schutzgut Bo-
den haben, verbleibt somit ein bodenfunktional auszugleichendes Defizit von 62,96 BWE (s. Seite 43 
des Fachbeitrages).

Dieses Defizit muss durch geeignete Maßnahmen, die im Bebauungsplan hätten vorgestellt werden 
können, ausgeglichen werden.

Hierzu schlägt der Fachbeitrag vor z.B. 2,5 ha versiegelte Flächen zu entsiegeln und zu renaturieren 
oder auf insg. 7,65 ha Maßnahmen zum Erosionsschutz, zur dauerhaften Bodenbedeckung, zur Exten-
sivierung und Förderung von Ackerlebensräumen zu ergreifen.

Diese Anforderungen werden im Bebauungsplan vollständig missachtet. 

Hierzu ist der Begründung des Bebauungsplans (Dokument 1.1) lediglich die Bemerkung auf Seite 57 
zu entnehmen, 

„Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind aktuell in der Stadt Bad Homburg v. d. Höhe nicht umsetz-
bar:
Flächen für Entsiegelungsmaßen stehen wegen der starken Nachfrage nach Siedlungsflächen nicht 
zur Verfügung. Die Ackerflächen im Stadtgebiet befinden sich zum weit überwiegenden Teil auf sehr 
ertragreichen Standorten und sind wegen ihrer geringen Neigung nicht erosionsgefährdet. Die Um-
wandlung in Grünland, die Anlage von Uferstreifen oder Produktionsintegrierte Erosionsschutzmaß-
nahmen scheiden daher ebenfalls aus.“

Bei der Erarbeitung des B-Plans hat die Stadt Bad Homburg somit offenbar wenig Aufwand zur Fin-
dung entsprechender Ausgleichsmöglichkeiten betrieben. 

Die vorgenannte Begründung der “nicht Umsetzbarkeit” mangelt an jeglicher Nachprüfbarkeit. 

Die beschriebenen naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen, die vollständig über das Ökopunk-
tekonto kompensiert werden sollen, stellen keine Bodenfunktionen wieder her. Der Bodenfunktions-
verlust ist wesentlich größer als das, was die naturschutzrechtlichen Maßnahmen kompensieren. 
Diese Maßnahmen wirken nur auf ein Schutzgut (z. B. Biotop- und Artenschutz, aber kein Boden).

Aus diesem Grund wird der Bebauungsplan vom BUND Ortsverband Bad Homburg solange abge-
lehnt, bis die erforderlichen bodenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen ermittelt und in den 
zu überarbeitenden Bebauungsplan aufgenommen worden sind. 

3. Fachbeitrag WRRL:  

Aufgrund der Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)7 fordert das Wasserhaushaltsgesetz8, 
dass oberirdische Gewässer so zu bewirtschaften sind, dass ein guter ökologischer und ein guter 

7 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex:32000L0060
8 https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/
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chemischer Zustand erhalten oder erreicht wird und dass beim Grundwasser ein guter chemischer 
und mengenmäßiger Zustand erhalten bzw. erreicht wird.

Die Vereinbarkeit dieser Bewirtschaftungsziele ist im Rahmen der Entscheidung über ein Vorhaben 
immer dann zu prüfen, wenn ein Vorhaben Auswirkungen auf Oberflächen- oder Grundwasser bewir-
ken kann.

Dies erfolgt allgemein durch die Erarbeitung eines „Fachbeitrags – WRRL“.

Dieser Fachbeitrag fehlt in den Offenlegungsunterlagen des B-Plans, obwohl das Vorhabengebiet 
durch Neuversiegelung die Einleitung von Ab- und Niederschlagswasser in den Eschbach qualitativ 
und quantitativ zusätzlich belastet. Das Vorhabengebiet liegt darüber hinaus in einem Vorbehaltsge-
biet für den Grundwasserschutz und in der Zone IIIA des Wasserschutzgebiets der Brunnen Pfingst-
born und Ober-Eschbach. 

Allein diese Sachverhalte hätten zwingend zur Erarbeitung eines Fachbeitrags WRRL führen müs-
sen. 

Der B-Plan ist aus der Sicht des BUND Ortsverbandes Bad Homburg auch aus diesem Grund abzu-
lehnen.

(Hinweis an den Planersteller: Die in den Unterlagen immer noch erwähnte „Verordnung, den Schutz 
der Heilquellen in der Provinz Oberhessen betreffend“ vom 07.02.1929 (Hess. Reichsblatt 3, 
19.02.1929, S. 17) wurde mit Verordnung des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 22.06.2023 
(StAnz. 31/2023 S. 1017) aufgehoben. Der Text sollte insofern angepasst werden.)

4. Kaltluftentstehungsgebiet:  

Im Umweltbericht ist zu lesen, dass die derzeitige Nutzung im Plangebiet die herantransportierte 
Kaltluft unterstützt und diese weiterleitet. Allerdings könne das Vorhabengebiet aufgrund seiner 
geringen Größe keine wesentlichen Kaltluftströmungen für Siedlungsbelüftungen initiieren.

Die durchgeleiteten Kaltluftströmungen förderten zum einen den Abtransport von thermisch und 
lufthygienisch belasteter Luft und zum anderen die nächtliche Abkühlung der bodennahen Luft.

Insgesamt habe das Plangebiet eine mittlere Bedeutung für das Schutzgut Klima, da aufgrund der 
teilweise bereits versiegelten Flächen eine gewisse klimatische Vorbelastung vorliege, doch werde 
insbesondere in den Nachtstunden die nächtliche Abkühlung über die Vegetationsflächen wirksam 
und unterstützte die Kaltluftströmungsverhältnisse.

Das Plangebiet stelle durch die weitgehend fehlende Bebauung einen Ventilationsbereich dar, der zu 
einer bodennahen Belüftung der direkt angrenzenden, bereits bebauten Bereiche beiträgt.

Durch die Reduzierung der vegetationsbestandenen bzw. ackerbaulich bewirtschafteten und somit 
klimatisch wirksamen Flächen werde die Kaltluftentstehung verringert und die flächenhafte Überwär-
mung der künstlichen Oberflächen begünstigt. Dadurch komme es zu einer höheren 
Wärmabstrahlung, dies verringere die Abkühlung in den Abend- und Nachtstunden und trüge zum 
Aufzehren der herangeführten Kaltluft bei. 

Insgesamt seien keine wesentliche Änderung der Lufttemperatur zu erwarten, da die Kaltluftströ-
mungen auch nach der Umsetzung der Planung noch wirksam sind. Die anzunehmenden Veränderun-
gen würden sich auf das Kleinklima innerhalb und auf die Freiflächen östlich des Geltungsbereiches 
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beschränken und insbesondere in Form einer reduzierten Durchlüftung und einer geringeren nächtli-
chen Abkühlung spürbar sein.

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebiets für besondere Klimafunktionen. Selbst wenn 
nach den Aussagen des Umweltberichts keine wesentlichen Änderungen der Lufttemperatur zu er-
warten sind, werden die negativen Auswirkungen des Vorhabens auf die Kaltluftströmungsverhältnis-
se und -entstehung im Umweltbericht deutlich beschrieben.

Auch aus diesem Grund lehnt der BUND Ortsverband Bad Homburg den B-Plan ab.

5. Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz:  

Das Vorhaben liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebiets für den Grundwasserschutz. 

Die Grundwasserneubildung ist u.a. abhängig von den Durchlässigkeitsbeiwerten des Bodens. Der 
Umweltbericht beschreibt diesbezüglich eine mittlere Durchlässigkeit im Süden des Plangebiets, ge-
ringe Durchlässigkeit im Osten sowie stark variabler Durchlässigkeit im Zentrum. Somit ist innerhalb 
des Plangebiets eine mehr oder weniger ausgeprägte Grundwasserneubildung vorhanden. 

Genaueres hätte hierzu ein hydrogeologisches Gutachten für das Vorhabengebiet beitragen können. 
Dieses fehlt in den Unterlagen zum B-Plan, was als gravierende Lücke in der Gesamtheit der Unterla-
gen angesprochen werden muss.

Der Grundwassergleichenplan9 zeigt, dass das Plangebiet sozusagen auf der „Wasserscheide“ des 
Grundwassers zwischen dem Trinkwasserbrunnen Ober-Eschbach und dem Trinkwasserbrunnen 
Pfingstborn liegt. Eine versiegelungsbedingte Reduzierung der Grundwasserneubildung durch die 
geplante Bebauung wirkt sich somit auf beide Trinkwassergewinnungsanlagen aus. Die Größenord-
nung, um wieviel diese Grundwasserneubildung durch die geplante Bebauung vermindert wird, ist im 
B-Plan nicht hergeleitet. Auch dieser Aspekt wäre durch ein hydrogeologisches Gutachten zu klären 
gewesen.

Die Stadt Bad Homburg hat ein Wassermanagementkonzept von der IWW Rheinisch-Westfälisches 
Institut für Wasserforschung gGmbH10 anfertigen lassen, welches das Datum Dezember 2022 trägt. 
Auch diese Studie ist nicht im B-Plan berücksichtigt worden. 

Darin wurden drei wesentliche Handlungsfelder als zentrale Säulen des zukünftigen Wassermanage-
ments identifiziert

(1) Erhalt und Erhöhung der lokalen Ressourcenverfügbarkeit, 

(2) Nutzung alternativer Ressourcen und 

(3) Senkung des Wasserbedarfs. 

Es wird in der Studie des IWW empfohlen, auf der Dargebotsseite alle Maßnahmen zu ergreifen, die 
helfen, die bestehenden Wasserressourcen zu erhalten und die Grundwasserneubildung zu stützen.

9 https://www.bad-homburg.de/de/stadt/umwelt-und-klima/wasser/grundwasser
10https://iww-wasserforschung.de/wassermanagement/
#:~:text=In%20einem%20interdisziplin%C3%A4ren%20Projekt%20hat%20das%20IWW,Stadt%20Bad%20Homb
urg%20v.%20d.%20H%C3%B6he%20erarbeitet.
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Mit dem jetzt vorgelegten B-Plan wird der erste Punkt „Erhalt und Erhöhung der lokalen Ressourcen-
verfügbarkeit“ durch die Neuversiegelung von Böden konterkariert. Innerhalb des Einzugsgebiets der 
beiden o.g. Trinkwassergewinnungsanlagen werden Flächen versiegelt und damit die Grundwasser-
neubildung verringert; die Ressourcenverfügbarkeit wird eingeschränkt.

Dem könnte gegengesteuert werden, indem unbelastetes Niederschlagswasser z.B. von Dachflächen 
gezielt im Einzugsgebiet versickert wird, sofern die Restriktionen der Wasserschutzgebietsverordnun-
gen dies zulassen. Eine Versickerung ist jedoch nicht geplant. Insofern ist das Niederschlagswasser-
management des B-Plans unvollständig und die Vorgaben des Wassermanagementkonzepts werden 
missachtet. 

Auch aus diesem Grund wird der B-Plan vom BUND Ortsverband Bad Homburg abgelehnt.

6.  Artenschutzrechtliche Vorbehalte:

Fledermäuse: Der Kleine Abendsegler (Nyctalus leisleri) bevorzugt Bäume, Baumgruppen und Wälder 
für die Wochenstube und die Winter- und Sommerquartiere, aber keine Gebäude. Diese ist die am 
stärksten gefährdete Art der drei Arten, die auf dem Plangebiet geortet wurden. Das vom Gutachter 
empfohlene Aufhängen von Fledermauskästen dürfte also nur den beiden anderen Arten zugutekom-
men. Die Maßnahme wird aber beim Kleinabendsegler als "Kompensation" dargestellt. Abb. 5, S. 28, 
des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags zeigt sehr schön, dass die Ortungen vor allem in baumbe-
standenen Arealen gemacht wurden. Eine Kompensation des entfallenden Baumbestandes im be-
nachbarten Grünareal zur Ostumgehung hin wird für die Fledermäuse nichts bringen, da es den Tie-
ren hier zu laut sein dürfte. Arten werden beeinträchtigt, wenn dauerhaft mehr als 47dB Emission 
nachts vorhanden ist11. 

Das gegenüber dem verbliebenen Grünareal (zw. Gewerbegebiet und Umgehungsstraße liegend) 
liegende Gebiet 2.5 a (hat 45 dB), 2.5b und 2.5c (50 dB) erlaubt im Richtungssektor A befindlich 
nachts noch zusätzlich weitere 12dB. 

Dies ist im Sinne des Artenschutzes abzulehnen.

Zur Außenbeleuchtung: Die Formulierung, dass eine Bestrahlung von Fledermausquartieren und 
Nistkästen zu vermeiden ist, ist zu schwach formuliert. Dies muss ausgeschlossen werden. Grundsätz-
lich ist bekannt, dass die Fauna unter der Lichtverschmutzung leidet.

Weiterhin wird festgestellt, dass die Datenerhebung bereits im Jahr 2020, also vor 5 Jahren stattge-
funden hat. Inwieweit die formulierten Standpunkte des Fachbeitrags noch Gültigkeit haben, darf 
angezweifelt werden. 

Amphibien und Schmetterlinge: Dass Amphibien und Schmetterlinge überhaupt nicht berücksichtigt 
wurden und keine einzige Begehung stattgefunden hat, ist nicht akzeptabel. Die Nähe zum Eschbach 
und das Vorhandensein des großen Wiesenknopfs – der Nahrungspflanze der beiden Arten des Wie-
senknopf-Ameisenbläulings (Phengaris nausithous und Phengaris teleius  ) – hätte eine Prüfung der 
aktuellen Situation nötig machen müssen.

Einfriedungen: Laut  Festsetzung sind geschlossene Einfriedungen durch Sockel-  und Stützmauern 
erlaubt. Dies ist wegen der fehlenden Durchlässigkeit für Tiere wie Igel oder Amphibien abzulehnen.  
Der BUND plädiert für eine Formulierung ein, dass jede Art von Einfriedung durchlässig zu halten ist. 

11 www.naturtipps.de

http://www.naturtipps.de/
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Der B-Plan ist aus der Sicht des BUND Ortsverbandes Bad Homburg auch aus diesen Gründen abzu-
lehnen.

7. Erweiterung der Sportanlagen:

Die geplante Erweiterung der Sportanlagen wird in keinster Weise durch eine Bedarfsanalyse be-
gründet. Es bleibt somit im Unklaren, warum nun – nach erst vor nicht allzu langer Zeit erfolgtem 
Neubau der Anlagen – schon eine Ergänzung stattfinden soll.

Weiterhin muss die Entscheidung für Kunstrasen auf dem geplanten Sportfeld in Frage gestellt wer-
den. Es gibt mittlerweile Untersuchungen, die die Ökobilanz von Naturrasen vs. Kunstrasen diskutie-
ren. Die Stadt Zürich hat sich völlig vom Kunstrasen "losgesagt". Faktoren hierfür sind die Einbringung 
von Plastik und weiteren schädlichen Materialien (z.B. Zink) für die Verfüllung, die Frage der späteren 
Entsorgung, die laufende Produktion und Abgabe von Mikroplastik in die Umwelt sowie der Wasser-
bedarf, da die Anlage an heißen Tagen bewässert werden muss, damit die Spielenden sich nicht ver-
letzen (vgl. Erfahrungen am Sportzentrum Nordwest). 

Viel wichtiger wäre es gewesen und ist es, die Nutzung der bestehenden Anlage in Ober-Erlenbach 
einmal genauer zu untersuchen, um hier eine optimierte Nutzung zu erreichen. Dies scheint vor der 
Offenlegung des B-Plans nicht erfolgt zu sein.

Auch aus diesem Grund lehnt der BUND Ortsverband Bad Homburg den B-Plan ab.

Zusammenfassung:

Die unzureichende Prüfung von Planungsalternativen und die Tatsache, dass der bodenschutzrechtli-
che Kompensationsbedarf weitestgehend ignoriert wird, stellen nach Auffassung des BUND Ortsver-
bandes Bad Homburg gravierende Planungsmängel dar. Es fehlen bei den veröffentlichten B-Plan-Un-
terlagen wichtige Beiträge zur weitergehenden Untersuchung von Auswirkungen der Planung (WRRL-
Fachbeitrag, Hydrogeologisches Gutachten). Umwelt- und artenschutzrelevante Aspekte werden 
nicht oder nur unzureichend berücksichtigt (Kaltluftströmung und -entstehung, Vorbehaltsgebiet für 
den Grundwasserschutz, Fledermäuse, Amphibien und Schmetterlinge). Die Missachtung stadteige-
ner Planungsvorgaben (Wassermanagementkonzept) ist nicht tolerierbar.

All diese Gesichtspunkte führen zur Bewertung, dass der Bebauungsplan Nr. 113 „Gewerbegebiet 
Massenheimer Weg“ aus der Sicht des BUND Ortsverbandes Bad Homburg abzulehnen ist.


